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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller (München), Spranger, Dr. Miltner, 
Graf Stauffenberg, Biechele, Gerster (Mainz), Dr. Waigel, Hösl, Kiechle, Frau Tübler, 
Reddemann und Genossen 
- Drucksache 7/3893 - 

betr. Informationsaustausch zwischen der Bundesregierung und der 
Illustrierten „Stern“ 


Der Chef des Bundeskanzleramtes hat mit Schreiben vom 
12. August 1975 — 07 — 10218 zu No 1 (VS) — die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Ist es zutreffend, daß es Kontakte zwischen amtlichen Stellen 
und der Illustrierten „Stern" im Zusammenhang mit der An- 
gelegenheit von Nouhuys gegeben hat, wenn ja, welche? 

2. Sind Redaktionsmitgliedern des „Stern" dabei Originalberichte 
des BND zugänglich gemacht worden? Wer ist für diese Preis- 
gabe interner BND-Unterlagen und deren auszugsweise Ver- 
öffentlichung verantwortlich? 

3. Ist es richtig, daß dem „Stern" Zusagen für die Bereitstellung 
von Zeugen im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
gegeben worden sind, und wenn ja, von wem? 

4. Welche Gründe (s. „Stern" Nr. 31 vom 24. Juli 1975) haben die 
Bundesregierung veranlaßt, die angeblich vom früheren Staats- 
sekretär im Bundeskanzleramt Grabert zugesicherte Aussage- 
genehmigung für Beamte des BND in Sachen von Nouhuys nun 
nicht mehr zu erteilen? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Feststellung 
im „Spiegel" vom 21. Juli 1975, S. 45, betreffend Informations- 
austausch mit einer Illustrierten, in krassem Widerspruch zu 
den massiven Vorwürfen gegen den BND unter Präsident 
Gehlen wegen dessen Verbindungen zu Presseorganen steht? 


Der Bundesnachrichtendienst hat - neben seiner Aufgabe als 
Auslandsaufklärungsdienst - den Auftrag, die gegen ihn gerich- 
tete Spionage abzuwehren. Herrn van Nouhuys war seinerzeit 
vorgeworfen worden, Doppelagent gewesen zu sein. Kontakte 
des damaligen Chefs des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Grabert, und von Mitarbeitern des ihm unterstehenden Bundes- 
nachrichtendienstes zur Illustrierten „Stern" im Zusammenhang 
mit den Vorwürfen gegen Herrn van Nouhuys hatten ihren 
Grund und Zweck in dieser Zuständigkeit und Verantwortung 
des Bundesnachrichtendienstes für seine eigene Sicherheit. 
Einzelheiten über die Kontakte können aus nachrichtendienst- 
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liehen Gründen nicht offengelegt werden. Die Bundesregierung 
ist bereit, das Parlamentarische Vertrauensmännergremium zu 
unterrichten. 

Der damalige Chef des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Grabert, hat in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
14. September 1973 - im Zusammenhang mit einem Strafver- 
fahren - abstrakt zur Frage der Erteilung von Aussagegeneh- 
migungen für Angehörige des Bundeskanzleramtes und des 
Bundesnachrichtendienstes erklärt, jeder konkrete Einzelfall sei 
zu prüfen. Er werde die Aussagegenehmigung erteilen, wenn 
hierfür die rechtlichen Voraussetzungen gegeben seien und 
öffentliche Interessen nicht entgegenstünden. In dem hier in 
Rede stehenden Zivilrechtstreit ist in der Amtszeit von Staats- 
sekretär Grabert als Chef des Bundeskanzleramtes mit seinem 
Einverständnis den als Zeugen benannten Mitarbeitern des 
Bundesnachrichtendienstes die Genehmigung verweigert wor- 
den, über Angelegenheiten des Dienstes auszusagen, weil die 
Aussagen dem Wohl des Bundes Nachteile bereiten und die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden würden. 
Auch dem damaligen Chef des Bundeskanzleramtes selbst ist 
mit zustimmender Kenntnisnahme des Kabinetts keine Aus- 
sagegenehmigung erteilt worden. 
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